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 Beschlussempfehlung und Bericht
 des  Ausschusses  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  (16.  Ausschuss)

 zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Thomas Gebhart, Marie-Luise Dött, Peter
 Altmaier, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU
 sowie der Abgeordneten Horst Meierhofer, Michael Kauch, Angelika Brunkhorst,
 weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
 –  Drucksache 17/8575  –

 Deutsches Ressourceneffizienzprogramm – Ein Baustein für nachhaltiges
 Wirtschaften

 A.  Problem

 Mit  dem  Antrag  soll  die  Bundesregierung  aufgefordert  werden,  im  Rahmen  des
 Bundeshaushalts  2012  und  des  Finanzplans  weiterhin  engagiert  für  eine  Steige-
 rung  der  Ressourceneffizienz  einzutreten  und  bei  der  Wahl  der  Instrumente  auf
 eine  auch  im  internationalen  Maßstab  wettbewerbskonforme  Ausgestaltung  zu
 achten.  Die  Rohstoffstrategie  der  Bundesregierung  soll  konsequent  umgesetzt
 und  die  hohen  Verwertungsquoten  bei  mineralischen  Abfällen  auch  zukünftig
 gewährleistet werden.

 B.  Lösung

 Annahme  des  Antrags  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU
 und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD,  DIE  LINKE.  und
 BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Kosten

 Wurden im Ausschuss nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

 Der Bundestag wolle beschließen,

 den Antrag auf Drucksache 17/8575 anzunehmen.

 Berlin, den 29. Februar 2012

 Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

 Eva Bulling-Schröter
 Vorsitzende und Berichterstatterin

 Dr. Thomas Gebhart
 Berichterstatter

 Gerd Bollmann
 Berichterstatter

 Horst Meierhofer
 Berichterstatter

 Oliver Krischer
 Berichterstatter
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Bericht  der  Abgeordneten  Dr.  Thomas  Gebhart,  Gerd  Bollmann,  Horst  Meierhofer,
 Eva Bulling-Schröter und Oliver Krischer
 I.  Überweisung

 Der  Antrag  auf  Drucksache  17/8575  wurde  in  der  158.  Sit-
 zung  des  Deutschen  Bundestages  am  9.  Februar  2012  zur
 federführenden  Beratung  an  den  Ausschuss  für  Umwelt,
 Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  und  zur  Mitberatung  an
 den  Rechtsausschuss,  den  Haushaltsausschuss,  den  Aus-
 schuss  für  Wirtschaft  und  Technologie,  den  Ausschuss  für
 Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung,  den  Ausschuss  für  Bil-
 dung,  Forschung  und  Technikfolgenabschätzung,  den  Aus-
 schuss  für  wirtschaftliche  Zusammenarbeit  und  Entwick-
 lung  sowie  an  den  Ausschuss  für  die  Angelegenheiten  der
 Europäischen Union überwiesen.

 II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

 Mit  dem  Antrag  soll  die  Bundesregierung  aufgefordert  wer-
 den,  im  Rahmen  des  Bundeshaushalts  2012  und  des  Finanz-
 plans  weiterhin  engagiert  für  eine  Steigerung  der  Ressour-
 ceneffizienz  einzutreten  und  bei  der  Wahl  der  Instrumente
 auf  eine  auch  im  internationalen  Maßstab  wettbewerbskon-
 forme  Ausgestaltung  zu  achten.  Die  Rohstoffstrategie  der
 Bundesregierung  soll  konsequent  umgesetzt  und  die  hohen
 Verwertungsquoten  bei  mineralischen  Abfällen  auch  zu-
 künftig gewährleistet werden.

 Die  unterschiedlichen  Forschungsprogramme  seien  stärker
 auf  ressourcen-  und  energieeffiziente  Produktions-  und  Ver-
 arbeitungsprozesse  auszurichten.  Eine  umfassende  „Natio-
 nale  Forschungs-  und  Innovationsförderstrategie“  für  neue
 Ressourcentechnologien soll entwickelt werden.

 Die  Zielsetzungen  und  Maßnahmen  des  Ressourceneffi-
 zienzprogramms  sollen  evaluiert  und  konkretisiert  werden.
 Dazu  seien  die  geeigneten  Indikatoren  zu  entwickeln.  Alle
 vier  Jahre  soll  die  Bundesregierung  dem  Deutschen  Bun-
 destag  über  die  Entwicklung  der  Ressourceneffizienz  in
 Deutschland berichten.

 III.  Stellungnahmen  der  mitberatenden  Ausschüsse

 Der  Rechtsausschuss  hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen
 der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  emp-
 fohlen, den Antrag auf Drucksache 17/8575 anzunehmen.

 Der  Haushaltsausschuss  hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktio-
 nen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Frak-
 tionen  SPD,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 empfohlen,  dem  Antrag  auf  Drucksache  17/8575  zuzustim-
 men.

 Der  Ausschuss  für  Wirtschaft  und  Technologie  hat  mit  den
 Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die
 Stimmen  der  Fraktionen  SPD,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS
 90/DIE  GRÜNEN  empfohlen,  den  Antrag  auf  Drucksache
 17/8575 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung
 hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und
 FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD,  DIE  LINKE.

 und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  empfohlen,  den  Antrag
 auf Drucksache 17/8575 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Bildung,  Forschung  und  Technikfol-
 genabschätzung  hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  emp-
 fohlen, den Antrag auf Drucksache 17/8575 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  wirtschaftliche  Zusammenarbeit  und
 Entwicklung  hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  emp-
 fohlen, den Antrag auf Drucksache 17/8575 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  die  Angelegenheiten  der  Europä-
 ischen  Union  hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  emp-
 fohlen, den Antrag auf Drucksache 17/8575 anzunehmen.

 IV.  Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse
 im federführenden Ausschuss

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktor-
 sicherheit  hat  den  Antrag  auf  Drucksache  17/8575  in  seiner
 65. Sitzung am 29. Februar 2012 abschließend beraten.

 Die  Fraktion  der  CDU/CSU  erklärte,  die  Bundesregierung
 werde  ein  nationales  Ressourceneffizienzprogramm  vorle-
 gen.  Die  Steigerung  der  Ressourceneffizienz  sei  ein  wich-
 tiger  Baustein,  um  die  Rohstoffversorgung  der  Bundes-
 republik  Deutschland  zu  sichern.  In  diesen  Kontext  gehöre
 es,  Handelshemmnisse  abzubauen,  Rohstoffpartnerschaften
 einzugehen,  heimische  Quellen  zu  erschließen  und  natürlich
 die  Ressourceneffizienz  zu  steigern.  Man  begrüße  das  Pro-
 gramm  der  Bundesregierung  und  habe  einige  Punkte  aufge-
 griffen,  die  besonders  wichtig  seien.  Information,  Beratung,
 Wissenstransfer,  technologische  Entwicklungen,  gezielte
 Anreize  und  freiwillige  Lösungen  sollten  Vorrang  vor  be-
 stimmten  ordnungsrechtlichen  Instrumenten  und  bürokrati-
 schen  Hürden  haben.  Ressourceneffizienz  müsse  als  Chance
 und  echte  Win-win-Situation  wahrgenommen  werden.  So-
 wohl  die  Wirtschaft  als  auch  der  Umweltschutz  könne  da-
 von  profitieren,  wenn  man  einen  klugen  Weg  zur  Steigerung
 der  Ressourceneffizienz  einschlage.  Auch  solle  die  Ressour-
 ceneffizienz  stärker  als  bisher  bei  den  Normungsprozessen
 Berücksichtigung  finden.  Schließlich  sollen  die  unter-
 schiedlichen  Forschungsprogramme  stärker  auf  ressourcen-
 und  energieeffiziente  Produktions-  und  Verarbeitungspro-
 zesse  ausgerichtet  werden.  Eine  umfassende  Nationale  For-
 schungs-  und  Innovationsförderstrategie  für  neue  Ressour-
 centechnologien  solle  entwickelt  werden.  Bereits  in  der
 Vergangenheit  habe  es  erhebliche  Anstrengungen  zur  Stei-
 gerung  der  Ressourceneffizienz  durch  verschiedene  For-
 schungseinrichtungen  und  auf  Unternehmensseite  gegeben.
 Man  wolle  dazu  beitragen,  diese  Anstrengungen  nochmals
 zu forcieren.

 Eine  Ablehnung  des  Änderungsantrags  der  Fraktion
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bedeute  nicht,  dass  man  sich
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von  den  Zielen  der  Bundesregierung  verabschiede.  Es  sei
 nicht  notwendig,  bereits  beschlossene  Ziele  immer  wieder
 neu  zu  beschließen  und  zu  bestätigen.  Man  stehe  zu  den  ge-
 fassten Beschlüssen.

 Die  Fraktion  der  SPD  erklärte,  im  vorliegenden  Antrag
 werde  richtigerweise  festgestellt,  dass  Seltene  Erden  und
 andere  strategische  Metalle  zukünftig  schwerer  zugänglich
 werden  würden.  Für  die  deutsche  Industrie  und  Wirtschaft
 sei  aber  eine  ausreichende  Versorgung  mit  diesen  und  ande-
 ren  Ressourcen  wichtig.  Grundsätzlich  sei  ein  umfassendes
 Ressourcenschutzprogramm  zu  begrüßen,  ebenso  die  Aus-
 sagen  zum  effizienten  Umgang  mit  Rohstoffen,  zur  Ver-
 bindung  der  ökologischen  Notwendigkeiten  mit  den  öko-
 nomischen  Chancen,  zur  sozialen  Verantwortung  und  zur
 globalen  Verantwortung  als  zentrale  Orientierung  der  natio-
 nalen  Ressourcenpolitik.  Die  Wirtschafts-  und  Produktions-
 weisen  in  Deutschland  schrittweise  vom  Verbrauch  neu
 abgebauter,  nicht  erneuerbarer  Rohstoffe  unabhängiger  zu
 machen  und  nachhaltige  Ressourcennutzung  durch  gesell-
 schaftliche  Orientierung  auf  qualitatives  Wachstum  lang-
 fristig zu sichern, sei ebenso grundsätzlich richtig.

 Hinsichtlich  der  konkreten  Umsetzung  sei  jedoch  einiges  zu
 kritisieren.  So  seien  zum  Beispiel  beim  Kreislaufwirtschafts-
 und  Abfallgesetz  zu  niedrige  Quoten  angesetzt  worden.
 Auch  gebe  es  keinen  eindeutigen  Vorrang  der  stofflichen
 Verwertung  im  Kreislaufwirtschaftsgesetz.  Die  Ausgestal-
 tung  der  Produktverantwortung  werde  nicht  näher  erläutert.
 Eine  Herstellerverantwortung,  die  den  Herstellern  und  pri-
 vaten  Entsorgern  einen  umfassenden  Zugriff  –  auch  auf  die
 Gewinnmöglichkeiten  –  ohne  Beteiligung  von  Verbrauchern
 und  Kommunen  ermögliche,  sei  abzulehnen.  Freiwillige
 Vereinbarungen,  insbesondere  Rücknahmeverpflichtungen
 oder  Verwertungsquoten,  hätten  sich  in  der  Vergangenheit
 selten  als  hilfreich  erwiesen.  Freiwillige  Zertifizierungssys-
 teme  seien  insbesondere  im  internationalen  Warenverkehr
 nicht  geeignet,  die  notwendigen  Umwelt-  und  Sozialstan-
 dards  beim  Abbau  von  Ressourcen  bzw.  Rohstoffen  zu
 garantieren.  Das  Zurückbleiben  hinter  den  Forderungen  des
 Europäischen  Parlaments  sowie  die  Bevorzugung  freiwilli-
 ger  Lösungen  zeige,  dass  eine  nachhaltige  Ressourcenpolitik
 nicht ernsthaft gewollt sei.

 Der  Änderungsantrag  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  gehe  in  die  richtige  Richtung.  Kritisch  sei  anzu-
 merken,  dass  durch  den  Änderungsantrag  der  Punkt  2  „Be-
 vorzugung  freiwilliger  Systeme“  nicht  geändert  werde.
 Auch  sei  keine  Änderung  des  Punktes  12  „Freiwillige  Zerti-
 fizierungssysteme“  beabsichtigt.  Eine  Förderabgabe  für  in
 Deutschland geförderte Rohstoffe sei abzulehnen.

 Die  Fraktion  der  FDP  erklärte,  eine  Förderabgabe  würde
 nur  zu  einer  Verlagerung  führen.  Man  müsse  sich  eine  um-
 fassendere  Strategie  überlegen.  Mit  dem  Ressourceneffi-
 zienzprogramm  solle  eine  bessere  Koordinierung  erreicht
 werden.  Doppelprüfungen  seien  zu  vermeiden.  Synergie-
 effekte  müssten  besser  genutzt  werden.  Dazu  sei  zu  prüfen,
 welche  Programme  es  auf  Bundes-,  Landes-  und  Kommu-
 nalebene  bereits  gebe.  Bisher  hätten  nur  die  Bundesländer
 Berlin  und  Brandenburg  diesbezüglich  keine  Auskunft  er-
 teilt.

 Ökologie  und  Ökonomie  dürften  nicht  gegeneinander  aus-
 gespielt  werden.  Es  gehe  darum,  mit  Hilfe  von  Innovationen
 die  Produkte  zu  verbessern  und  den  Verbraucherschutz  zu

 stärken.  Auch  die  Kennzeichnung  könne  verbessert  werden.
 Fortschritte  seien  mit  Freiwilligkeit  zu  erreichen.  Dies  zeige
 die  Automobilindustrie.  Der  CO2-Ausstoß  im  Flottendurch-
 schnitt  sei  in  den  vergangenen  fünf  Jahren  deutlich  gesun-
 ken.  Entscheidend  sei  die  Akzeptanz  in  der  Bevölkerung.
 Ein  niedriger  CO2-Ausstoß  und  ein  geringer  Verbrauch
 seien ein wichtiges Kaufkriterium geworden.

 Es  gehe  darum,  mit  einem  qualitativen  Wachstumsbegriff  zu
 vernünftigen  Ergebnissen  zu  kommen.  Es  führe  nicht  wei-
 ter,  Verzicht  zu  predigen.  Vielmehr  komme  es  darauf  an,  mit
 Hilfe  von  Nutzungskaskaden  und  Produktverantwortung  die
 Rohstoffe  nachhaltig  und  effektiv  zu  nutzen.  Die  tatsäch-
 lichen  Kosten  seien  einzubeziehen.  Wichtig  sei  die  Aufklä-
 rung  der  Verbraucher.  Dabei  komme  es  auch  auf  eine  posi-
 tive  Motivierung  an.  Man  werde  weltweit  nicht  zu  einem
 vernünftigen  Ergebnis  kommen,  wenn  man  den  Menschen
 nur  erkläre,  wie  schädlich  ihr  Verhalten  sei  und  Verzicht
 predige.

 Die  Fraktion  DIE  LINKE.  erklärte,  der  Antrag  stütze  sich
 zum  einen  auf  die  Beschlüsse  der  EU-Kommission  zur  Res-
 sourcenschonung  und  zum  anderen  auf  das  deutsche  Res-
 sourceneffizienzprogramm.  Allen  Papieren  sei  gemeinsam,
 dass  die  Ziele  nur  zum  Teil  in  die  richtige  Richtung  gingen.
 Denn  zentrales  Ziel  bleibe  ressourceneffizientes  Wachstum.
 Die  Frage,  inwieweit  sich  der  Ressourcenverbrauch  über-
 haupt  entkoppeln  lasse,  werde  nicht  gestellt.  Notwendig  sei
 eine  Minderung  des  Ressourcenverbrauchs  um  60  bis  80  Pro-
 zent  bis  2050.  Es  fehle  ein  wachstumskritischer  Ansatz.
 Dabei  gehe  es  nicht  nur  um  Verzicht,  sondern  auch  um  eine
 andere  Einstellung.  Nur  über  Effizienz-  und  Technikgläubig-
 keit werde man das Ziel nicht erreichen.

 Zudem  würden  sowohl  in  den  Leitlinien  zum  Ressourcen-
 schutz  als  auch  im  Ressourcenfahrplan  der  EU  wichtige  Pro-
 bleme  ignoriert  werden,  die  in  einer  modernen  Wachs-
 tumsdebatte  eine  zentrale  Rolle  spielten.  Zu  nennen  sei  hier
 z.  B.  der  Rebound-Effekt.  Effizientere  Geräte  würden  häufi-
 ger  und  länger  eingesetzt  werden  und  führten  dadurch  nur
 teilweise  zu  einem  geringeren  Verbrauch.  Diese  Effekte  blie-
 ben  im  deutschen  Ressourceneffizienzprogramm  ProgRess
 und  im  vorliegenden  Antrag  unberücksichtigt.  Stattdessen
 baue  man  mehr  auf  Rohstoffsicherung  als  auf  Ressourcen-
 schonung.  Man  wolle  dem  Markt  mehr  Rohstoffe  zuführen,
 ohne  dabei  die  Förderbedingungen  zu  berücksichtigen.  Im
 Bereich  der  kanadischen  Teersande  schaffe  es  die  Bundesre-
 gierung  nicht  einmal,  die  ökologischen  Importstandards  der
 Europäischen  Union  zu  unterstützen.  Eine  Rohstoffpartner-
 schaft  mit  dem  kasachischen  Diktator  Nursultan  Nasarbajew
 sei  kein  Beitrag  zu  einer  nachhaltigen  Weltwirtschaftsord-
 nung.

 Der  Antrag  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  sei
 zu  begrüßen.  Allerdings  werde  in  dem  Antrag  eine  Halbie-
 rung  des  Ressourcenverbrauchs  bis  2050  pro  Kopf  gefor-
 dert.  Das  Wuppertal  Institut  für  Klima,  Umwelt,  Energie
 GmbH  schlage  vor,  global  und  abiotisch  zur  Ressourcenent-
 nahme  des  Jahres  2000  zurückzukehren  und  diese  auf  künf-
 tig  9  Milliarden  Menschen  zu  verteilen.  Für  Deutschland
 würde  das  bedeuten,  den  Verbrauch  pro  Kopf  bis  2050  um
 75  Prozent  zu  vermindern.  50  Prozent  Minderung,  wie  von
 der  Fraktion  BÜNDNIS  90/Die  GRÜNEN  vorgeschlagen,
 reiche nicht.
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Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  erklärte,  der
 Antrag  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  greife  wich-
 tige  Punkte  auf.  Jedoch  suche  man  vergeblich  konkrete
 Maßnahmen.  Der  Antrag  bleibe  unverbindlich.  Wenn  man
 Politik  ernst  nehme,  dürfe  ein  derartiger  Antrag  nicht  nur
 beschreibend  und  analysierend  sein.  Er  müsse  konkrete
 Maßnahmen  und  Ziele  benennen.  Spätestens,  wenn  man
 über  die  Gesetzentwürfe  der  Bundesregierung  rede,  komme
 Ressourceneffizienz  nicht  mehr  vor.  Das  Kreislaufwirt-
 schafts-  und  Abfallgesetz  sei  das  beste  Beispiel.  In  diesem
 Bereich  wären  ambitionierte  Recyclingquoten  notwendig.
 Diese lehnten die Fraktionen der CDU/CSU und FDP ab.

 Um  konkrete  Maßnahmen  zu  beschließen,  habe  man  einen
 Änderungsantrag  eingebracht.  Darüber  hinaus  seien  natür-
 lich  noch  weitere  Maßnahmen  sinnvoll.  Von  zentraler  Be-
 deutung  sei  die  Frage,  ob  die  Nachhaltigkeitsstrategie  der
 Bundesregierung  Bestand  habe.  Mit  ihr  habe  die  Bundes-
 regierung  eine  Verdopplung  der  Rohstoffproduktivität  bis
 2020  gegenüber  1994  festgelegt.  Diese  Festlegung  werde  in
 dem  vorliegenden  Antrag  nicht  mehr  erwähnt.  Deshalb  sei
 es  notwendig,  über  diesen  Punkt  –  Punkt  1d  im  Änderungs-
 antrag  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  –  geson-
 dert  abzustimmen.  Man  wolle  wissen,  ob  die  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  noch  zu  den  Rohstoffeffizienzzielen
 der Bundesregierung stünden.

 Des  Weiteren  schlage  man  eine  Förderabgabe  vor,  die  heute
 schon  im  Berggesetz  vorhanden  sei,  um  bei  Baustoffen
 einen  effizienteren  Umgang  zu  erreichen.  Diese  werde  lei-
 der  nicht  bundesweit  angewandt.  Einige  Bundesländer,  z.  B.

 Thüringen,  praktizierten  dies  bereits.  Sinnvoller  wäre  eine
 bundeseinheitliche  Regelung.  Insgesamt  sei  es  unzurei-
 chend,  nur  mehr  Rohstoffeffizienz  zu  fordern.  Man  müsse
 z.  B.  auch  über  den  Rebound-Effekt  reden.  Der  führe  dazu,
 dass  Einsparungen  über  Mehrverbrauch  an  anderen  Stellen
 kompensiert  werden  würden.  Im  Endergebnis  müsse  es  das
 Ziel sein, den Rohstoffverbrauch insgesamt zu senken.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  führte  eine  Einzelabstimmung  zu  Nummer  1d  des  Än-
 derungsantrags  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 auf  Ausschussdrucksache  17(16)504  durch  und  beschloss,
 diese  Änderungen  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthal-
 tung der Fraktion DIE LINKE. abzulehnen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  BÜNDNIS
 90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktionen  SPD
 und  DIE  LINKE.,  die  nicht  von  der  Einzelabstimmung  zu
 Nummer  1d  betroffenen  Nummern  des  Änderungsantrags
 der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  auf  Ausschuss-
 drucksache 17(16)504 abzulehnen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktor-
 sicherheit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  dem
 Deutschen  Bundestag  zu  empfehlen,  den  Antrag  auf  Druck-
 sache 17/8575 anzunehmen.
 Berlin, den 29. Februar 2012

 Anlage:  Änderungsantrag  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  auf  Ausschussdrucksache  17(16)504

 Dr. Thomas Gebhart
 Berichterstatter

 Gerd Bollmann
 Berichterstatter

 Horst Meierhofer
 Berichterstatter

 Eva Bulling-Schröter
 Berichterstatterin

 Oliver Krischer
 Berichterstatter
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